
Das Haus für die 
Familie sichern
Damit das Eigenheim der nächsten 
Generation erhalten bleibt, braucht 
es etwas Vorbereitung.� Seite 4

Pension in Sicht –  
und was nun?
Vor der Pensionierung das Pensum 
reduzieren? Oder lieber danach 
weiterarbeiten? So geht’s.� Seite 5

Gut fürs Gewissen, 
gut für die Rendite 
Nachhaltige Anlagen haben ihr 
Gutmenschen-Image abgelegt und 
präsentieren sich lukrativ. � Seite 6

Vorbereitet auf 
Schicksalsschläge
Ein Vorsorgeauftrag sichert Ihre 
Interessen, wenn Sie selbst nicht 
mehr entscheiden können. �Seite 7

� ����

Beilage vom 14. April 2019

In Kooperation mit

Die Weichen 
früh genug 
stellen

DER VORSORGEKOMPASS



2 14. April 2019Vorsorgekompass

Impressum
Beilage der «Zentralschweiz am Sonntag» vom 14. April 2019
Herausgeberin: CH Regionalmedien AG
Verleger: Peter Wanner
Geschäftsführer: Jürg Weber und Dietrich Berg
Lesermarkt: Bettina Schibli und Christine Bolt
Werbemarkt: Stefan Bai und Paolo Placa, Maihofstrasse 76,  
6002 Luzern, Telefon 041 429 52 52, inserate@lzmedien.ch 
Kooperationspartner: Weibel Hess & Partner AG
Texte: René M. Weibel, Adrian Bienz, Silvia Steiner,  
Michèle Steiner-Ludin, Daniela Tschol
Redaktion: Sasa Rasic, Antonio Russo, «Luzerner Zeitung»
Bildredaktion und Gestaltung: Claudio Attolini, «Luzerner Zeitung» 
und Sandra Eggstein, NZZ Media Services AG
Titelbild: Getty
Technische Herstellung: LZ Print/NZZ Media Services AG
Eine Publikation der CH Media

�

René M. Weibel
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Editorial

Tiefe Zinsen  
mit Folgen

Die Zinsen sinken nominell und real 
seit den 1990er-Jahren kontinuierlich. 
Das aktuell niedrige Zinsniveau ist 
jedoch historisch einmalig. Neben der 
extrem expansiven Geldpolitik, wie 
sie die Notenbanken in den vergange-
nen Jahren betrieben haben, konnten 
die Babyboomer in den letzten 20 Jah-
ren kräftig sparen. 

Gleichzeitig sind die Investitionen 
seit der Finanzkrise gesunken. Dieses 
Überangebot an Ersparnissen liess 
die Realzinsen ins Bodenlose sinken. 
Inflation und Zinsen werden wieder 
steigen, nur kennen wir den genauen 
Zeitpunkt nicht. So lange hält der 
Anlagenotstand an.

Aktien und  
Immobilien locken

Anleger suchen nach Anlagealterna-
tiven, um die Renditeausfälle bei 
Obligationen und dem Banksparen zu 
kompensieren. So nimmt der Privat-
anleger auf der Suche nach guten 
Renditen seit einigen Jahren immer 
grössere Risiken in Kauf. 

Schweizer Aktien werfen bei unver-
ändertem Kurs eine Dividendenren
dite von über 3 Prozent ab, klar mehr 
als die meisten Staats- und Firmenan-
leihen. Aber eben, Aktien schwanken, 
das wurde uns Ende 2018 schmerzlich 
bewusst: Im schlechtesten Dezember 
seit 1931 verloren Schweizer Aktien 
ohne ersichtlichen Grund fast 7 Pro-
zent an Wert. 

Also doch besser in Immobilien 
investieren? Diese gelten als sicher 
und rentabel. So hat die Anlageform 
«Crowdinvesting für Immobilien» 
den Sprung aus den USA in die 
Schweiz geschafft. Dem Privatanleger 
werden auf verschiedenen Internet-
plattformen Renditeliegenschaften 
im Miteigentum mit Eigenkapitalren-
diten von 5 bis 7 Prozent angeboten. 
Da bei Immobilien immer auch eine 
Bankfinanzierung im Spiel ist, erhöht 
sich das Risiko deutlich.

 Steigende Zinsen sind Gift für die 
Immobilien. Sinken die Preise und 
steigen die Zinsen, setzt der Anleger 
schnell einen Viertel bis einen Drittel 
des investierten Betrags aufs Spiel.

Geduld  
bringt Rosen

In Zeiten tiefer Renditen und hoher 
Anlagerisiken muss sich der Anleger 
auf den wichtigsten Grundsatz besin-
nen: die Werterhaltung seiner eige-
nen Ersparnisse. In einem nahezu 
inflationsfreien Umfeld ist das ein 
realistisches Ziel. 

Gier nach Rendite zahlt sich nicht 
aus. Es kommen wieder Zeiten mit 
besseren Realrenditen und tieferen 
Anlagerisiken.

�

Was Sie über eine vorzeitige  
Pensionierung wissen müssen

Ratgeber  Wer sich den Traum der Frühpensionierung erfüllen möchte, sollte  
einige Aspekte beachten. Hier die wichtigsten Fragen und Antworten rund um die Vorsorge.

Adrian Bienz und Silvia Steiner

Rund jeder zweite Berufstätige möchte 
sich vorzeitig pensionieren lassen – dies 
das Ergebnis von Umfragen bei verschie-
denen Arbeitnehmern. Die Gründe da-
für sind unterschiedlich: Arbeitsstress, 
Zwangspensionierung, zu wenig Freiheit 
oder etwa eine angeschlagene Gesund-
heit. Allerdings scheitert das Vorhaben 
einer vorzeitigen Pensionierung oft an 
den finanziellen Voraussetzungen. Umso 
wichtiger also, sich möglichst früh und 
umfassend mit den Konsequenzen die-
ses wichtigen Schrittes auseinanderzu-
setzen. Folgende Fragen sind unter an-
deren zu klären.

Sind freiwillige PK-Einkäufe zur 
Finanzierung einer Frühpensionie-
rung sinnvoll?
Mit Einkäufen in die Pensionskasse kön-
nen fehlende Beitragsjahre oder Lohn-
erhöhungen in der Pensionskasse aus-
geglichen werden. Personen, die vorzei-
tig in Pension gehen, können die daraus 
entstehenden Leistungskürzungen der 
Pensionskasse vorfinanzieren, sofern 
das Reglement diese Möglichkeit zu-
lässt. Wer sich jedoch in die Frühpension 
einkauft und dann trotzdem länger 
arbeitet, verliert unter Umständen die 
freiwillig einbezahlten Einkäufe. Ab-
klärungen bei der Pensionskasse und 
eine Planung der Einkäufe sowie die Ab-
stimmung auf andere Vorbereitungs-
massnahmen sind auf jeden Fall zu emp-
fehlen. Einkäufe dürfen vom steuerba-
ren Einkommen abgezogen werden. Um 
die Steuerprogression optimal zu bre-
chen, verteilen Sie den Einkauf auf meh-
rere Jahre. Wurden Einkäufe getätigt, so 
dürfen die daraus resultierenden Leis-
tungen innerhalb der nächsten drei Jah-
re nicht in Kapitalform bezogen werden. 
Bei einem vollumfänglichen Renten
bezug ist diese Sperrfrist nicht relevant.

Kann ich die PK-Rente bei Frühpen-
sionierung aufschieben?
Die meisten Pensionskassen lassen diese 
Möglichkeit nicht zu. Im Normalfall muss 
bei einem Austritt aus der Pensionskasse 
nach Erreichen des frühestmöglichen 
Pensionierungsalters das Sparkapital 
oder die Altersrente bezogen werden.

Soll ich eine Rente oder eine Kapital-
leistung beziehen?
Dies ist die wohl am häufigsten gestellte 
Frage rund um die Pensionierung. Die 
versicherte Person kann sich im Mini-
mum einen Viertel des vorhandenen 
BVG-Altersguthabens als Kapitalleistung 
auszahlen lassen. Den Pensionskassen 
steht es frei, über diesen Anteil hinaus-
zugehen und den Kapitalbezug bis zur 
Höhe des gesamten Altersguthabens zu 
ermöglichen. Dabei handelt es sich je-
doch um eine freiwillige Leistung, die im 
Reglement der Pensionskasse vorgese-
hen sein muss. Trotz der Möglichkeit, 
sich die Pensionskassenleistung als 
Kapital auszahlen zu lassen, ist die Pen-
sionskassenrente noch immer die am 
häufigsten gewählte Variante in der be-
ruflichen Vorsorge. 

Die Entscheidung, ob Sie eine le-
benslange Rente oder eine einmalige Ka-
pitalleistung beziehen werden, ist von 
grosser Tragweite, bei der Ihre persön
liche Familien- und Vermögenssituation 
und Ihre Ziele und Wünsche eine wich-
tige Rolle spielen. Patentlösungen gibt 
es keine. In vielen Fällen ist weder ein 
reiner Renten- noch ein reiner Kapital-
bezug, sondern eine Kombination aus 
beidem die beste Lösung. Grundsätzlich 
empfiehlt sich die Rente für Pensionier-
te, die den grössten Teil ihres zukünfti-
gen Einkommens durch die AHV und die 

Pensionskasse abdecken müssen. Der 
Kapitalbezug ist dann eher sinnvoll, 
wenn zusätzliche Mittel zur Verfügung 
stehen und ausreichend Erfahrung in der 
Kapitalanlage vorhanden ist.

Was passiert mit meiner PK-Rente, 
wenn ich nach der Frühpensionie-
rung wieder eine Erwerbstätigkeit 
aufnehme?
Nach einer vorzeitigen Pensionierung ist 
eine Wiederanstellung aus Sicht der Pen-
sionskasse möglich, ohne dass die Ren-
tenzahlung eingestellt wird.

Wie hoch sind die AHV-Beiträge für 
Nichterwerbstätige?
Die Höhe des Vermögens und diejenige 
des jährlichen Renteneinkommens be-
stimmen die AHV-Beiträge für Nicht-
erwerbstätige. Sie bewegen sich zwi-

schen 482 (Minimum) und 24 100 Fran-
ken (Maximum) pro Person. Als Basis 
dient die kantonale Steuerveranlagung. 
Melden Sie sich auf jeden Fall bei Ihrer 
AHV-Zweigstelle und füllen Sie eine An-
meldung für nicht erwerbstätige Perso-
nen aus. Vergessen Sie nicht, die AHV-
Beiträge in der Steuererklärung vom 
steuerbaren Einkommen abzuziehen.

Frühpensionierte müssen keine eige-
nen AHV-Beiträge zahlen, wenn ihr Ehe-
partner im Sinne der AHV erwerbstätig 
ist und zusammen mit dem Arbeitgeber 
mindestens 964 Franken (doppelter 
Mindestbeitrag) pro Jahr in die AHV ein-
zahlt. Diese Regel können sich Ehepaa-
re zunutze machen: Wenn einer der bei-
den Partner ein Teilzeitpensum von 
mehr als 50 Prozent beibehält, kann er 
seinen Partner von der Beitragspflicht 
entbinden. Teilzeitangestellte mit einem 

Pensum von weniger als 50 Prozent an-
erkennt die AHV nur als Erwerbstätige, 
wenn die Beiträge, die sie und ihr Arbeit-
geber leisten, höher sind als die Hälfte 
der Beiträge, die sie als Nichterwerbstä-
tige schulden würden. Ein Frühpensio-
nierter mit einem kleinen Teilzeitpen-
sum, das diese Bedingung erfüllt, zahlt 
deshalb AHV-Beiträge nur auf seinem 
Teilzeiteinkommen und nicht auf Basis 
seiner Renteneinnahmen und des Ver-
mögens.

Kann ich weiterhin Beiträge  
in die Säule 3a einzahlen?
Ja, falls Sie noch einen Nebenjob haben, 
können Sie auf der Basis dieses Einkom-
mens weiterhin Beiträge in die gebunde-
ne Vorsorge 3a einzahlen – Männer bis 
zur Vollendung des 70. und Frauen bis 
zum 69. Lebensjahr.

Auf dem Weg zu einem frühen und möglichst sorglosen Ruhestand muss einiges beachtet werden. � Bild: Getty
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Trend Crowdinvesting:  
Hohe Renditen, hohe Risiken

Immobilien  Ohne Risiken keine Rendite: Das gilt auch bei der  
sogenannten Schwarmfinanzierung von Immobilien, einer derzeit verlockenden Anlageform.

René M. Weibel

Bankkonto und Obligationen geben seit 
Jahren keine Zinsen mehr. In Aktien in­
vestieren ist riskant, aber nun locken Im­
mobilienanlagen im Miteigentum mit 
einer Rendite von 5 bis 7 Prozent. Immo­
bilien gelten als sicher und rentabel. Für 
den direkten Immobilienerwerb benö­
tigt man hohe Eigenmittel, die gerade für 
Kleinsparer oft unerschwinglich sind. 

Seit vier Jahren wird das aus den USA 
kommende Crowdinvesting als neue 
Form des Immobilienbesitzes auch auf 
dem Schweizer Markt angeboten.  
Mit Crowdinvesting erhalten Klein­
anleger die Möglichkeit, zusammen «im 
Schwarm» mit anderen Anlegern im 
Miteigentum eine Renditeliegenschaft 
zu erwerben. Die Eigenkapitalrenditen* 
sind mit 5 bis 7 Prozent beeindruckend. 
Diese Renditeversprechen sind klar 
höher als bei traditionellen Immobilien­
anlagefonds. Aber auch bei Immobilien­
anlagen gilt: ohne Risiko keine Rendite.

Starke Schwankungen  
nicht ausgeschlossen

Als Marktführer im Crowdinvesting für 
Immobilien wirbt Crowdhouse mit dem 
Slogan «Erstmals eine echte Alternative 
zum stetig sinkenden Umwandlungssatz 
meiner Pensionskasse». Das in Zürich an­
sässige Fintech-Unternehmen hat in der 
Schweiz seit 2015 schon für mehr als 550 
Millionen Franken Renditeliegenschaf­
ten an den Kleinanleger gebracht. Der 
Käufer wird zu einem kleinen Anteil Mit­
eigentümer einer Renditeliegenschaft. Es 
klingt verlockend, sein Pensionskassen­
kapital in Immobilien mit Renditen von  
5 bis 7 Prozent anzulegen. Jedoch ist es 
verfänglich, eine garantierte lebenslange 
Pensionskassenrente mit einer Immobi­
lienanlage zu vergleichen. Bei Immobi­
lienanlagen braucht es einen langen 
Anlagehorizont. Der Anleger sollte in die­
ser Zeit nicht auf den investierten Betrag 
zurückgreifen müssen. Über lange Zeit 
bringen Immobilienanlagen eine Brutto­
rendite** um 4 Prozent. Der Ertrag kann 
jedoch stark schwanken, da Immobilien­
anlagen mit verschiedenen Risiken be­
haftet sind. 

Es braucht viel Fachwissen, um die 
Chancen und Risiken einer Immobilien­
anlage richtig beurteilen zu können. Ex­
perten kritisieren bei den Angeboten auf 
den Crowdinvesting-Plattformen, dass 
überhöhte Preise für Liegenschaften an 

zweitklassigen Standorten und Lagen 
bezahlt werden. Trotz hoher Kaufpreise 
resultiert bei den Crowdinvesting-Ange­
boten aktuell eine überdurchschnittliche 
Eigenkapitalrendite. 

Der Grund ist bei günstigen Bank- 
finanzierungen auf Zeit zu finden.  
Crowdhouse finanziert seine angebote­
nen Liegenschaften mit zirka 60 Prozent 

Hypotheken zu einem Zinssatz um  
0,80 Prozent und einer Laufzeit von  
5 Jahren. Steigt der Hypothekarzins, 
sinkt die Rendite und gleichzeitig auch 
der Wert der Liegenschaft.

Fällt der Immobilienpreis um 10 Pro- 
zent und steigt gleichzeitig der Hypo­
thekarzins auf 3 Prozent, entstehen 
Verluste von einem Drittel auf dem in­

vestierten Anlagebetrag. Die massiv  
höheren Hypothekarkosten lassen die 
Rendite von 5 Prozent auf unter 3 Pro­
zent schmelzen.

Experten kritisieren die hohen 
Kaufnebenkosten bei den Crowdinves­
ting-Immobilien. Crowdhouse kalku­
liert bei aktuellen Angeboten über  
7 Prozent Kaufnebenkosten für Liegen­
schaftsschätzungen, Anwaltskosten, 
Maklerprovisionen, Projektbegleitungs­
kosten usw. Diese Kosten werden zum 
Kaufpreis zugeschlagen, so werden sie 
nicht mittels Abschreibungen der aus­
gewiesenen Rendite belastet. Der Wert 
der Liegenschaft muss um 7 Prozent 
steigen, nur um die Kaufnebenkosten 
zu finanzieren.

«Lege nicht alle Eier  
in den gleichen Korb»

Laut einer aktuellen Immobilienmarkt­
studie der Credit Suisse wird der Leer­
wohnungsbestand in den Agglomeratio­
nen und auf dem Land ansteigen. Also 
genau dort, wo die Crowdinvesting-Im­
mobilien mit hohen Renditeverspre­
chungen angeboten werden. Sinkende 
Renditen und Wertverluste auf den Im­
mobilien sind die Folge. Mit dem ent­
sprechend langen Anlagehorizont ist das 
nicht weiter tragisch. Muss der Anleger 
jedoch seinen Miteigentumsanteil in 
einer Abschwächung des Immobilien­
marktes verkaufen, führt das zu herben 
Verlusten. 

Ein altes Börsensprichwort besagt: 
«Lege nicht alle Eier in den gleichen 
Korb.» Um den Immobilienanteil seines 
Vermögens optimal zu diversifizieren 
und ein Klumpenrisiko zu vermeiden, 
sollte in 3 bis 5 Anlageobjekte investiert 
werden. Crowdinvesting-Immobilien 
eignen sich nicht für Kleininvestoren – 
obwohl die geringen Anlagebeträge und 
aktuell hohen Anlagerenditen ver­
lockend klingen: Die Risiken sind zu 
hoch. 

Hier ist Obacht geboten

Kaufpreisrisiko  Der Kaufpreis ist ab­
hängig von Angebot und Nachfrage. Es 
besteht das Risiko, dass man während 
einer Phase mit grosser Nachfrage für 
eine Immobilie zu viel bezahlt. Sobald 
sich die Marktlage ändert, kann das zu 
einem Verlust führen. 

Wertschwankungsrisiko   Immobilien 
unterliegen wie alle Kapitalanlagen un­
vorhersehbaren Risiken, die zu teilwei­
se erheblichen Wertschwankungen bis 
hin zum Totalverlust führen können. 

Standort- und Lagerisiko   Für die 
Preisentwicklung einer Immobilie sind  
Standort und Lage entscheidend. 
Standortfaktoren können sich verän­
dern und den Wert einer Immobilie 
negativ beeinflussen. Immobilien an 
schlechter Lage können bei einer 
Marktabschwächung erheblich an 
Wert verlieren.

Klumpenrisiko  In nur eine einzige Im­
mobilie zu investieren, birgt grosse 
Risiken. Wer hingegen in mehrere Im­
mobilien investiert, kann das Klum­
penrisiko erheblich reduzieren. 

Mietertragsrisiko  Hohe Bautätigkeit 
kann zu einem Überangebot an Miet­
wohnungen und damit zu sinkenden 
Mietpreisen führen. Damit sinken in 
der Folge der Mietertrag und die Ren­
dite der Immobilie. 

Leerstandrisiko  Ein Überangebot an 
Mietwohnungen kann bei Liegen­
schaften bei schlechtem Standort und 
zweitklassiger Lage der Immobilie zu 
Leerständen der Immobilien führen. 
Damit sinken der Mietertrag und die 
Rendite der Immobilie. 

Finanzierungs- und Zinsänderungsrisiko
Steigende Fremdkapitalzinsen bedeu­
ten höhere Kosten, geringere Renditen 
und einen tieferen Immobilienwert. 
Banken stützen sich bei der Finanzie­
rung von Renditeliegenschaften auf 
den Ertragswert. Ein tieferer Liegen­
schaftsertrag kann die Bank veranlas­
sen, die Hypothek zu reduzieren oder 
eine vollständige Rückzahlung zu for­
dern. Der Immobilienbesitzer muss 
weitere Eigenmittel einschiessen, an­
sonsten riskiert er, bei einer Zwangs­
liquidation seine gesamten Eigenmit­
tel zu verlieren. 

Miteigentümerrisiko  Der Miteigentü­
mer ist in seiner Handlungsfreiheit 
eingeschränkt. Entscheide zu Renova­
tion, Unterhalt, Mietzinsen, aber auch 
für den Verkauf der Liegenschaft kön­
nen nur zusammen mit den anderen 
Miteigentümern gefällt werden. 
 

Tiefe Zinsen machen alternative Anlageformen und Immobilien interessant.� Bild: Getty

Glossar
 
* Eigenkapitalrendite  Diese Kennzahl bildet die 
Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals ab. 
Das Verhältnis zwischen dem Nettomietertrag 
abzüglich der Hypothekarzinsen zum eingesetz-
ten Eigenkapital wird in Prozenten ausgedrückt.

** Bruttorendite  Die Bruttorendite ist die 
Kennzahl, die das Verhältnis zwischen den 
Mieterträgen (ohne Nebenkosten) und den 
gesamten Anlagekosten in Prozenten abbildet.
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Wenn das Haus in der Familie bleiben soll
Nachkommen  Immer mehr ältere Menschen spielen mit dem Gedanken, bereits zu Lebzeiten  

ihr Haus oder ihre Wohnung auf ihre Kinder zu übertragen. Einige Punkte sollte man dabei unbedingt beachten. 

Michèle Steiner-Ludin*

Das pensionierte Ehepaar Margrit und 
Heinz Müller besitzt ein Einfamilien-
haus im Kanton Luzern. Die beiden sind 
Eltern zweier erwachsener Kinder. Der 
Wert der Liegenschaft beträgt rund 
1,5 Millionen Franken. Nun wollen die 
Müllers ihre Liegenschaft an den Sohn 
übergeben, der diese später mit seiner 
Familie nutzen möchte. Die Tochter hat 
kein Interesse am Haus. Mit diesem 
Schritt will das Ehepaar Müller sein Ver-
mögen schützen und Steuern sparen. Es 
ist den Eltern Müller ausserdem wichtig, 
dass dieser Übertrag im Einvernehmen 
mit den beiden Kindern stattfindet. 

Die Müllers in unserem Beispielfall 
können ihr Wohneigentum durch den 
Verkauf zum Verkehrswert, durch den 
Verkauf unter Verkehrswert oder durch 
eine Schenkung, zum Beispiel in Form 
eines Erbvorbezugs, weitergeben. Unab-
hängig von der Art und Weise der Über-
tragung birgt jede Form Konfliktpoten-
zial, wenn beim Tod der Eltern mehrere 
Kinder erbberechtigt sind.

Ist eine Schenkung oder  
ein Verkauf besser?

Margrit und Heinz Müller müssen sich 
in einem ersten Schritt entscheiden, ob 
sie ihrem Sohn die Liegenschaft verkau-
fen oder verschenken wollen. Dies hängt 
nicht zuletzt von den finanziellen Mög-
lichkeiten beider Parteien ab. So oder so 
braucht es für die Eigentumsübertra-
gung der Liegenschaft einen öffentlich 
beurkundeten Vertrag.

In jedem Fall lohnt es sich, im Vor-
feld den Wert der Liegenschaft durch  
einen unabhängigen Schätzer bestim-
men zu lassen. So erhalten die Mitglie-
der der Familie Müller eine fundierte 
Diskussionsgrundlage. Falls die Eltern 
ihrem Sohn die Liegenschaft unter dem 
tatsächlichen Marktwert verkaufen, gilt 

dies in der Regel als Erbvorbezug. Das 
Gesetz sieht in diesem Zusammenhang 
vor, dass Erbvorbezüge bei einer späte-
ren Erbteilung unter den Nachkommen 
auszugleichen sind. Vor allem bei ge-
schenkten Liegenschaften kann dies für 
den neuen Eigentümer einschneidend 
sein. Von Gesetzes wegen ist nämlich der 
Wert des Grundstücks zum Zeitpunkt 
des Todes des Erblassers massgebend. 
Dies ist auch der Fall, wenn bei der Über-
tragung ein anderer, meist tieferer Preis 
vereinbart wurde. 

Sind mehrere Nachkommen vorhan-
den, lohnt es sich, in einem Erbvertrag 
gleichzeitig auch die erbrechtlichen As-
pekte zu regeln. Aus diesem Grund sollte 
das Ehepaar Müller das Vorhaben der Lie-
genschaftsabtretung unbedingt auch mit 
der Tochter besprechen. Das erspart spä-
tere Erbstreitigkeiten. Denkbar ist bei-
spielsweise, ihr ebenfalls einen Erbvorbe-
zug auszurichten und im Gegenzug in 
einem von allen vier Familienmitgliedern 
unterzeichneten Erbvertrag zu vereinba-
ren, dass für den Sohn ein heute bestimm-
ter Wert der Liegenschaft massgebend 
sein soll. Dann muss der Sohn bei einer 
allfälligen Wertentwicklung der Liegen-
schaft zwischen Übergabezeitpunkt und 
dem Tod der Eltern keine zusätzliche Aus-
gleichung mehr vornehmen. 

Wenn die Eltern verhindern möch-
ten, dass ihr Sohn aus der Liegenschaft 
dereinst Kapital schlagen kann, so kön-
nen sie zugunsten der Tochter für eine 
bestimmte Dauer ein Gewinnanteils-
recht oder ein Vorkaufsrecht zu den 
gleichen Bedingungen vereinbaren.

Wollen Margrit und Heinz Müller ihr 
Haus oder weitere Vermögenswerte ver-
schenken, so müssen sie immer auch be-
rücksichtigen, dass ihnen dieser Vermö-
genswert als Sicherheit nicht mehr zur 
Verfügung stehen wird. Die Ergänzungs-
leistungen zur AHV und IV helfen dort, 
wo die Renten und das Einkommen nicht 

die minimalen Lebenskosten decken: 
also zum Beispiel dann, wenn die Rent-
ner die Kosten eines Alters- oder Pflege-
heimes nicht selber bezahlen können. Bei 
der Berechnung der Ergänzungsleistung 
wird jedoch auch jenes Vermögen ange-
rechnet, auf das man zuvor verzichtet 
hat. Der Betrag des verschenkten Vermö-
gens, der aufgerechnet wird, reduziert 
sich jedoch ab dem Folgejahr nach dem 
Verzicht jährlich um 10 000 Franken.

Varianten Wohnrecht  
oder Nutzniessung

Möchte der Sohn des Ehepaars Müller 
die Liegenschaft vorerst noch nicht für 
sich und seine Familie nutzen, lässt sich 
die Übertragung der Liegenschaft auch 
unter Vorbehalt der Nutzniessung oder 
eines Wohnrechts abwickeln. Bei der Va-
riante Wohnrecht können die Berechtig-
ten – im vorliegenden Fall also die Eltern 
– in der Liegenschaft wohnen bleiben, 
bei der Nutzniessung haben sie zudem 
das Recht, die Liegenschaft zu vermie-
ten. Im Fall einer Nutzniessung müssen 

Margrit und Heinz Müller den amtlichen 
Wert als Vermögen und den Eigenmiet-
wert oder die Mieterträge als Einkom-
men versteuern. Den Hypothekarzins 
und allfällige Unterhaltskosten können 
sie jedoch abziehen. Somit ändert sich 
bei der Nutzniessung in steuerlicher Hin-
sicht für das Ehepaar nichts. 

Bei der Variante Wohnrecht müssen 
die Eltern den Eigenmietwert als Ein-
kommen und der Sohn als Eigentümer 
den amtlichen Wert der Liegenschaft als 
Vermögen versteuern. In beiden Fällen 
ist zu berücksichtigen, dass sowohl das 
Wohnrecht als auch die Nutzniessung im 
Grundbuch eingetragen sind und sich 
wertvermindernd auf die Liegenschaft 
auswirken. Der Sohn kann zwar grund-
sätzlich die Liegenschaft weiterverkau-
fen. Der neue Eigentümer könnte die 
Liegenschaft aber nicht selber nutzen. 
Er müsste bei Nutzniessung sogar die 
Erträge an den Nutzniesser abgeben. 

Steuerfolgen  
genau prüfen

Die Müllers sind gut beraten, wenn sie 
im Vorfeld der Liegenschaftsübergabe 
die steuerlichen Aspekte in ihrem Wohn-
sitzkanton genau abklären lassen. Bei 
der Veräusserung von Grundstücken des 
Privatvermögens muss das Ehepaar im 
Kanton Luzern den erzielten Gewinn 
versteuern. Dieser unterliegt der Grund-
stückgewinnsteuer. 

Das Steuergesetz erlaubt es unter 
gewissen Umständen, die Grundstück-
gewinnsteuer aufzuschieben, so zum 
Beispiel bei Erbvorbezügen und Schen-
kungen. Zwischen dem Verkehrswert 
des Grundstücks und der Gegenleistung 
der zukünftigen Erben muss dabei ein 
offensichtliches Missverhältnis, das 
heisst rund 25 Prozent des Verkehrswer-
tes, bestehen. Die Gegenleistung der 
zukünftigen Erben für das Grundstück 
darf in anderen Worten 75 Prozent von 

dessen Verkehrswert nicht übersteigen. 
Bei Schenkungen, die völlig unentgelt-
lich erfolgen, wird die Besteuerung auf-
geschoben. Für die sogenannten ge-
mischten Schenkungen unterscheidet 
man zwei Fälle: Sofern die von den Be-
schenkten erbrachten Gegenleistungen 
geringer sind als der Anlagewert des ge-
schenkten Grundstücks, ist die Besteue-
rung ebenfalls aufzuschieben. 

Übersteigen in unserem Beispiel die 
vom Sohn erbrachten Gegenleistungen 
den Anlagewert des geschenkten Grund-
stücks, haben Margrit und Heinz Müller 
den von ihnen realisierten Grundstück-
gewinn zu versteuern. Der Sohn wird  
keine Handänderungssteuern bezahlen 
müssen, denn Rechtsgeschäfte zwischen 
Ehegatten oder eingetragenen Partnern 
sowie zwischen Verwandten in auf- und 
absteigender Linie, einschliesslich ihrer 
Ehegatten oder eingetragener Partner, 
sind im Kanton Luzern von dieser Steuer 
befreit. Diese Regelungen gelten im 
Kanton Luzern auch für Konkubinats-
partner, sofern diese ein mindestens 
zweijähriges eheähnliches Zusammen-
leben belegen können. 

Bei der Schenkungssteuer ist die 
Situation ebenfalls von Kanton zu Kan-
ton unterschiedlich. Der Kanton Luzern 
kennt beispielsweise keine Schenkungs-
steuer. Schenkungen, die jedoch inner-
halb der letzten fünf Jahre vor dem 
Todestag des Erblassers erfolgt sind, 
unterliegen hier aber der Erbschafts-
steuer, sofern die Wohnsitzgemeinde 
des Ehepaars Müller eine Nachkommen-
schaftssteuer vorsieht.

* Michèle Steiner-Lu-
din, MLaw Rechtsan-
wältin, ist als Expertin 
für Erbrecht bei der 
Luzerner Kantonal-
bank tätig.

Michèle Steiner-Ludin
MLaw Rechtsanwältin
 

«Sind mehrere  
Nachkommen  
vorhanden, lohnt es sich, 
in einem Erbvertrag 
gleichzeitig auch die  
erbrechtlichen Aspekte 
zu regeln.»

Damit die Schlüssel fürs Elternhaus konfliktfrei übergeben werden können, empfiehlt sich die richtige Vorbereitung. � Bild: Getty
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Kostenloser Vorsorge-Check-up

Sie wollen wissen, wie es um Ihre Alters-
vorsorge bestellt ist? Ob Handlungsbe-
darf besteht, zeigt Ihnen der kostenlose 
Vorsorge-Check-up der unabhängigen 
Beratungsfirma Weibel Hess & Partner 
AG (WHP). Mit einer Kurzanalyse Ihrer 
Vermögens- und Vorsorgesituation er-
halten Sie einen ersten Überblick. Ihre 
persönliche Ausgangslage dient als 
wertvolle Informationsgrundlage für die 
Planung weiterer Schritte. Auf Wunsch 
stehen die Experten auch telefonisch 
oder persönlich zur Verfügung. Folgende 
Unterlagen und Angaben werden zur 
Beurteilung Ihrer Ausgangslage benötigt:

— Steuererklärung
— Pensionskassenausweis
— Freizügigkeitsguthaben/-policen
— Säule-3a-Konten/-Policen
— Lebensversicherungspolicen
— Jahresbudget
— Jährliche Sparquote
— �Wünsche und Ziele nach  

der Pensionierung
— Weitere Fragen

Senden Sie diese Unterlagen bitte an:
Weibel Hess & Partner AG
Vorsorge-Check-up
Langmatt 9/Postfach 1145
6371 Stans

Adrian Bienz
Finanz- und  
Anlageexperte
E-Mail: a.bienz@whp.ch
Telefon 041 619 59 55

Silvia Steiner
Finanzplanerin und Sozial-
versicherungsexpertin
E-Mail: s.steiner@whp.ch
Telefon 041 619 59 63

René M. Weibel
Vermögens- und
Vorsorgeexperte
E-Mail: r.weibel@whp.ch
Telefon 041 619 59 50

www.whp.ch/vorsorgekompass
www.whp.ch/experten-mail 
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Es muss nicht immer der harte Schnitt sein
Pensionierung  Ob Arbeitnehmer sich vor dem ordentlichen Pensionsalter aus dem Arbeitsleben ganz oder  

teilweise zurückziehen oder gar darüber hinaus arbeitstätig bleiben: Jedes Modell ist unter dem finanziellen Aspekt zu prüfen.

Silvia Steiner

Früher hat die klassische berufliche Lauf-
bahn irgendwann mit einem Vollzeit-
pensum begonnen und mit einem Voll-
zeitpensum geendet. Auch Arbeitgeber-
wechsel waren seltener als heute. 
Fehlende Kinderbetreuungsmöglichkei-
ten, keine volle Freizügigkeit bei den 
Pensionskassengeldern oder auch ge-
ringerer finanzieller Spielraum waren 
Gründe dafür. Heute haben Arbeitneh-
mende andere Bedürfnisse und auch an-
dere Möglichkeiten: Teilzeitarbeit, unbe-
zahlte Urlaube, Jobwechsel, Homeoffice, 
Teilpensionierungen und immer häufiger 
auch die Weiterarbeit über das ordent
liche Pensionierungsalter hinaus. 

Die Rente aus AHV und Pensions-
kasse zusammen macht nach der Pen-
sionierung rund 60 bis 70 Prozent des 
bisherigen Lohnes aus – so weit die 
Theorie. Die Praxis sieht oft anders aus. 
Karriereunterbrüche, Scheidungen oder 
grössere Kapitalbezüge aus der Pen-
sionskasse zum Erwerb von Wohn-
eigentum können die Altersleistungen 
bei der AHV und/oder der Pensions
kasse schmälern. So erreicht man mög-
licherweise ein wesentlich tieferes Ren-
tenniveau. Zudem ist es finanziell oft 
sowieso schon schwierig, mit «nur 
noch» 60 bis 70 Prozent des früheren 
Einkommens zu leben, wenn es wäh-
rend des Berufslebens nicht möglich 
war, grössere Rücklagen zu bilden. Eine 
vorzeitige Pensionierung ist deshalb  
für viele Menschen nicht finanzierbar. 
Doch das heisst nicht, dass man bis  
zur ordentlichen Pensionierung Vollzeit 
arbeiten muss – oder umgekehrt beim 
Erreichen des Pensionsalters nicht 
mehr arbeiten darf.

 

Modell: Arbeitspensum  
reduzieren

Wer sich aus finanziellen Gründen eine 
vollständige vorzeitige Pensionierung 
nicht leisten kann, für den könnte eine 
Teilpensionierung eine interessante Op-
tion sein. Dadurch hat man bereits frü-
her mehr freie Zeit, während das gesam-
te Altersguthaben oder ein Teil davon in 
der Pensionskasse bleibt. Das Altersgut-
haben wird weiterhin verzinst, und es 
kommen neue Beiträge hinzu. Zudem ist 
der Umwandlungssatz zu einem späte-
ren Zeitpunkt meist höher, und man 
schafft sich so finanziell eine bessere 
Ausgangslage. 

Teilpensionierung bei Pensionskasse: 
Grundsätzlich kann eine versicherte Per-
son ihr Pensum nach Absprache mit dem 
Arbeitgeber in beliebigen Schritten re-
duzieren. Es muss auch nicht unbedingt 
eine Teilpensionierung erfolgen. Möch-
te man jedoch bei einer Pensenreduktion 
Altersleistungen im Umfang der Reduk-
tion beziehen, verlangen die meisten 
Pensionskassen mindestens eine Pen-
senreduktion im Umfang von 20 Pro-
zent. Hier ist das Reglement der Pen-
sionskasse massgebend.

Wer einen Teilpensionierungs-
schritt bei der Pensionskasse vollzieht, 
kann das anteilmässige Altersguthaben 
wahlweise als Rente oder Kapital bezie-
hen. Je nach Kanton sind zwei bis drei 
Teilkapitalbezüge erlaubt. 

Weiterversicherung des bisherigen 
Lohns: Im Rahmen der Massnahmen 
zur Erleichterung der Arbeitsmarktbe-
teiligung älterer Mitarbeitenden dürfen 
Pensionskassen seit 2011 ihren Versi-
cherten anbieten, dass diese bei einer 
Lohnreduktion vor der ordentlichen 
Pensionierung den bisherigen Lohn 
weiterversichern können. Bedingung 

dafür ist: Der Lohn wird höchstens auf 
die Hälfte reduziert. Für die Beiträge 
des freiwillig weiterversicherten Lohn-
anteils kommt in der Regel der Arbeit-
nehmer alleine auf. Dieses Modell ist 
aber ein freiwilliges Angebot der Pen-
sionskassen und daher nicht in jedem 
Fall möglich. 

AHV-Rentenbezug: Wer sich vorzeitig 
pensionieren lässt, hat auch bei der 
AHV die Möglichkeit, seine Rente vor-
zeitig zu beziehen. Der Bezug ist entwe-
der ein oder zwei Jahre früher möglich. 
Die Altersrente fällt dadurch jedoch tie-
fer aus. Bei einem Jahr Vorbezug beträgt 
der Kürzungssatz 6,8 Prozent, und bei 
zwei Jahren sind es 13,6 Prozent. Zudem 
endet die AHV-Beitragspflicht mit dem 
Bezug der AHV-Altersrente nicht, son-
dern bleibt bis zur ordentlichen Pensio-
nierung bestehen. 

AHV-Beiträge als Nichterwerbstätige: 
Auch die AHV-Beiträge als Nichterwerbs
tätige sind im Zusammenhang mit einer 
vollständigen oder teilweisen Pensionie-
rung zu beachten. Arbeitet man weniger 
als 50 Prozent, gilt man im Sinne der 
AHV nicht mehr als erwerbstätig. Es 
muss darum geprüft werden, ob AHV-
Beiträge als nicht erwerbstätige Person 
zu zahlen sind. Falls die durch den Er-
werb abgerechneten AHV-Beiträge des 
Arbeitgebers und des Arbeitnehmers 
mindestens die Hälfte der Beiträge aus-
machen, die als nicht erwerbstätige Per-
son gezahlt werden müssten, gilt die 
AHV-Beitragspflicht als erfüllt, und es 
müssen keine zusätzlichen Beiträge als 
Nichterwerbstätige gezahlt werden.

 

Modell: Arbeiten über  
das Pensionsalter hinaus 

Es gibt nicht nur finanzielle Gründe,  
warum jemand auch nach dem Pen-
sionsalter weiterarbeitet. Wer fit ist und 
gerne weiterarbeiten möchte, soll sich 
nicht durch das ordentliche Rentenalter 
von 64 bzw. 65 Jahren abhalten lassen. 
Viele Arbeitgeber sind erfreut, wenn  
ihnen Arbeitskräfte länger erhalten blei-

ben. Dabei muss es sich ja nicht um ein 
Vollzeitpensum handeln. Ein Teilzeit-
pensum könnte in dieser Phase bedarfs-
gerechter sein. Es muss auch nicht die 
angestammte Tätigkeit betreffen. Viele 
Pensionierte möchten irgendwann in 
ihrem Leben noch etwas völlig anderes 
machen. Hier steht dann der finanziel-
le Aspekt weniger im Vordergrund. 

Weiterversicherung in Pensionskasse: 
Bleibt man über das ordentliche Renten-
alter hinaus bei seinem bisherigen Arbeit-
geber tätig, kann in der Regel die beruf
liche Vorsorge weitergeführt werden. Da 
ab dem ordentlichen Rentenalter lediglich 
die Sparbeiträge weitergezahlt werden, 
entfällt die Prämie für den Risikoschutz. 
Die Finanzierung der Beiträge erfolgt hier 
wie vor der Pensionierung mindestens zur 
Hälfte durch den Arbeitgeber. 

Weiterarbeit ohne Pensionskassen-
versicherung: Man kann nach der Pen-
sionierung auch weiterarbeiten, ohne 
weiter in die Pensionskasse einzuzah-
len. Der Arbeitnehmer entscheidet sich 
zum Zeitpunkt seiner ordentlichen Pen-
sionierung für einen Renten- und/oder 
Kapitalbezug und zahlt ab diesem  
Zeitpunkt nicht mehr weiter in die  
Pensionskasse ein. Arbeitet man zu  
100 Prozent weiter, gilt es bei dieser  
Variante zu beachten, dass die Steuer-
belastung bei einem vollen Renten
bezug relativ stark ansteigen dürfte. 

Weiterarbeit mit Pensionskasse, je-
doch ohne weitere Beiträge: Es gibt 
auch Pensionskassen, die quasi einen 
Mittelweg anbieten. Die bestehenden 
Pensionskassengelder bleiben in der 
Pensionskasse und werden weiterhin 
verzinst. Es werden jedoch keine weite-
ren Beiträge mehr eingezahlt. Dadurch 
steigt der Nettolohn an, und durch den 
späteren Bezug wird die Altersrente in 
der Regel mit einem höheren Umwand-
lungssatz berechnet. 

AHV-Beiträge als «pensionierter 
Arbeitnehmer»: Die AHV-Beitrags-
pflicht besteht in der Schweiz spätes-

tens ab dem 21. Altersjahr und mindes-
tens bis zum Erreichen des ordent
lichen Pensionsalters. Arbeitet jemand 
länger, werden weiterhin AHV-Beiträ-
ge erhoben. Bei pensionierten Mit-
arbeitenden besteht jedoch ein Frei
betrag von 1400 Franken pro Monat 
oder 16 800 Franken pro Jahr. Ob die 
monatliche oder jährliche Betrach-
tungsweise zum Zug kommt, entschei-
det der Arbeitgeber. Dieser Freibetrag 
gilt übrigens pro Arbeitgeber. Ist der 
Lohn höher, werden auf den überstei-
genden Lohnanteil AHV-Beiträge fäl-
lig. Was jedoch ab dem ordentlichen 
Pensionsalter wegfällt, sind die Beiträ-
ge für die Arbeitslosenversicherung. 

Aufschub der AHV-Altersrente: Die 
nach der ordentlichen Pensionierung 
abgerechneten Einkommen sind bei 
heutigem Stand nicht mehr rentenbil-
dend oder anders ausgedrückt: Sie er-
höhen die Altersrente nicht. Erst durch 

einen Aufschub der Altersrente erhöht 
sich die AHV-Altersrente. Der Auf-
schub muss mindestens um ein Jahr er-
folgen und darf maximal um 5 Jahre be-
antragt werden. Eine Aufschubserklä-
rung muss bis spätestens nach einem 
Jahr seit Erreichen des ordentlichen 
Rentenalters eingereicht werden. Der 
Zuschlagssatz für einen Aufschub von 
einem Jahr beträgt 5,2 Prozent, bei  
5 Jahren sind es 31,5 Prozent. Bei einem 
Rentenaufschub verzichtet man wäh-
rend einer gewissen Zeit auf seine Ren-
te, um später eine entsprechend höhe-
re Rente zu beziehen. Es dauert relativ 
lange, bis der Rentenverzicht in der 
Aufschubphase durch die spätere 
Mehrrente kompensiert ist. Darum 
sollte ein Aufschub gut überlegt sein. 
Der Bezug der Altersrente der AHV ist 
nicht an die Aufgabe der Erwerbstätig-
keit geknüpft. Man kann beispielsweise 
bis 70 weiterarbeiten, jedoch die AHV-
Altersrente ganz normal mit 64 bzw.  
65 Jahren beziehen.

Von einem Tag auf den anderen nach der ordentlichen Pensionierung mit der Arbeit aufzuhören, ist nicht für jeden die beste Lösung. � Bild: Getty
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Verantwortung übernehmen beim Anlegen
Nachhaltigkeit  Das Investieren in ökologisch und sozial handelnde  

Unternehmen boomt derzeit. Und der Trend wird zu einer eigentlichen Tugend.

Adrian Bienz

Bisher haben sich nur professionelle An-
leger wie Pensionskassen intensiv mit ver-
antwortungsbewussten Kapitalanlagen 
befasst. Für Private hatten nachhaltige 
Anlagen lange den Beigeschmack, zwar 
gut fürs Gewissen, aber schlecht fürs 
Portemonnaie zu sein.  Das hat sich geän-
dert. Beim verantwortungsbewussten An-
legen geht es um Umweltschutz, sozial 
und ethisch korrektes Verhalten und ver-
antwortungsvolle Unternehmensführung, 
kurz ESG. Nachhaltig anlegen ist aber 
längst mehr als ein Nischenmarkt für Öko-
Bewusste. Der Trend wird zur Tugend. 
Zurzeit sind in der Schweiz rund 400 Mil-
liarden Franken ökologisch und ethisch 
verantwortlich investiert. Mit dem Boom 
hat sich  die Produktpalette stark erwei-
tert. Wer die Wahl hat, hat also auch hier 
die Qual. 

Wie in allen Bereichen des Kapital-
markts steht dem Anleger eine Vielzahl 
von Strategien offen. Die anspruchsvollste 
Stufe einer nachhaltigen Anlagestrategie 
ist das Impact-Investing. Dabei investiert 
man direkt in Unternehmen oder Initiati-
ven, die gesellschaftliche, soziale oder 
Umweltprobleme angehen. Man kann 
auch in Themenfonds wie Wasser, erneu-
erbare Energien, Energieeffizienz, Land-
wirtschaft, Gesundheit oder Klimaschutz 
investieren. Oder man investiert in breit 
gestreute Indexfonds nach SRI-Kriterien. 
Auch beim verantwortungsbewussten An-
legen muss man auf eine optimale Diver-
sifikation achten. Für Privatanleger mit 
kleineren Vermögen ist es sinnvoll, in kos-
tengünstige nachhaltige ETF zu investie-
ren. Die Palette reicht von Themen- und 
Länderfonds bis zu weltumspannenden 
Aktien- und Obligationenfonds.

Ausschliessen 
oder beeinflussen

Soll man problematische Branchen aus-
schliessen oder gerade auch in die Bes-
ten einer kritischen Branche investieren, 
um so Einfluss zu nehmen und eine Ver-
besserung zu bewirken? Sinnvoll ist eine 
Mischform, die von Fondsanbietern ver-
breitet umgesetzt wird. Die wichtigsten 
Ausschlusskriterien sind Kernenergie, 
Menschenrechtsverletzungen, Arbeits-
rechtsverletzungen, Korruption, Um-
weltzerstörung, Waffenhandel und -pro-
duktion, Tabak, Gentechnik, Pornografie 
und Glücksspiel. Gegen den Ausschluss 
von Branchen und Unternehmen steht 
der «Best in Class»-Ansatz. Hier inves-
tiert man auch in Unternehmen aus kri-
tischen Branchen, die relativ gemessen 
zur Branche hohe ESG-Werte vorweisen 
können. So beeinflusst man die ganze 
Branche, sich nachhaltiger zu verhalten.

Morgan Stanley Capital International 
(MSCI) ist führend in der Berechnung 
nachhaltiger Branchen und Länderindi-
zes. Mit den MSCI-SRI-Indizes können 
auch Private mit dem «Best in Class»-
Ansatz günstig in eine breite ETF-Palette 
investieren. Die MSCI-SRI-Indizes kon-
zentrieren sich auf die 25 Prozent sozial 
verantwortungsbewusstesten, umwelt-
freundlichsten Unternehmen. Damit 
hilft das Portfolio, den CO2-Ausstoss um 
50 Prozent zu reduzieren. 

Auf den ersten Blick bringen hohe 
ökologische und soziale Standards Mehr-
kosten. Unternehmen, die Umweltrisi-
ken berücksichtigen, haben die Unter-
nehmung jedoch insgesamt besser im 
Griff. Zudem führen gute Arbeitsbedin-
gungen zu weniger Korruption, Streiks 
und Personalfluktuation. Mittelfristig 
profitieren alle durch die Einhaltung von 
ESG-Kriterien. Die Firmen werden kri-
senresistenter und schaffen nachhaltige-
re Gewinne, die Mitarbeiter profitieren 
von fairen Arbeitsbedingungen, und wir 
alle erhalten uns eine bessere Umwelt. 
Der Anleger erzielt mit verantwortungs-
bewusstem Anlegen eine vergleichbar 
gute Rendite bei tieferem Risiko.

6 Vorsorgekompass

Glossar
 
ESG/SRI  Environment (Umwelt) – Social 
(Soziales) – Governance (gute Unternehmens-
führung) Socially Responsible Investing –  
soziales, verantwortungsbewusstes Anlegen.

Impact-Investing  Beim wirkungsvollen 
Investieren wird das Geld ausnahmslos direkt 
Unternehmen oder Initiativen zur Verfügung 
gestellt, die den Zweck haben, gesellschaftli-
che, soziale oder Umweltprobleme zu lösen.

ETF  Exchange Traded Fonds
Indexfonds verfolgen das Ziel, die Wertent-
wicklung eines bestimmten Index nachzubil-
den, z. B. des Swiss Market Index (SMI).

Best in Class  Der Begriff «Best in Class»  
steht für die Unternehmungen, die innerhalb 
derselben Branche die besten ESG/SRI- 
Bewertungen aufweisen.

Der kostenlose  
Nachhaltigkeits-Check-up

Verantwortungsvoll anlegen geht uns alle 
an. Wollen Sie genau wissen, wie nach-
haltig Ihre eigenen Wertschriftenanlagen 
heute sind?
Eine kostenlose Nachhaltigkeits- 
analyse der unabhängigen Beratungs-
firma Weibel Hess & Partner AG (WHP) 
zeigt, wie nachhaltig Sie heute schon an-
legen und wie Sie noch verantwortungs
bewusster investieren können. 

Benötigte Unterlagen:
– aktueller Depotauszug 

Senden an:
Weibel Hess & Partner AG
Nachhaltigkeits-Check-up
Langmatt 9, 6371 Stans
www.whp.ch/nachhaltigkeits-check	
 

Nicht mehr nur gut fürs Gewissen, sondern zunehmend auch gut fürs Portemonnaie: Die Renditen nachhaltiger Anlagen können sich sehen lassen. � Bild: Getty

Aktienindizes: Vergleich der Kohlenstoff-Emissionen (in Tonnen CO2, 2017) 

Performance-Vergleich der Indizes über drei Jahre (jährliche Rendite) 

Quelle: MSCI ESG Manager, UBS Asset Management / Grafik: Oliver Marx
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Erleichterung für Angehörige:  
Der Vorsorgeauftrag

Absicherung  Unfälle oder Krankheiten können jeden treffen. In solchen Fällen ist es von Vorteil,  wenn ein  
Vorsorgeauftrag vorliegt – unabhängig davon, wie alt man ist und in welcher Lebenssituation man sich gerade befindet. 

Daniela Tschol*

Petra hat es heute eiliger, zur Arbeit zu 
kommen, als sonst. Noch schnell Max in 
die Kita bringen, dann über die Strasse 
rennen, um den nächsten Bus zu erwi­
schen. Ein fernes Hupen ist das Letzte, 
was Petra wahrnimmt. Von einem Augen­
blick auf den anderen hat sich ihr Leben 
komplett verändert.

Solche Schicksalsschläge, wie sie 
Petra in unserem Beispiel erlebt, kön­
nen jeden treffen. Das Bundesamt für 
Statistik vermeldete 2017 in der Schweiz 
über 17 000 Verkehrsunfälle mit ver­
letzten Personen, viele darunter tragen 
eine dauerhafte Schädigung davon. Ge­
wiss, man möchte sich im Alltag nicht 
ständig solche Schreckensszenarien vor 
Augen halten. Dennoch ist es sinnvoll 
und beruhigend zu wissen, für die An­
gehörigen Vorsorgemassnahmen ge­
troffen zu haben.

Entscheidungen in sicheren 
Händen wissen

Petra hat glücklicherweise alles geregelt: 
Sie hat sich einige Zeit vor dem Unfall 
Gedanken gemacht, wer für sie entschei­
den darf, wenn sie es selbst nicht mehr 
kann. Das Instrument dazu heisst Vor­
sorgeauftrag. In diesem Schriftstück hat 
Petra bestimmt, wer sie betreut, wenn 
sie beispielsweise infolge eines Unfalles 
oder einer schweren Krankheit nicht 
mehr handlungsfähig ist. Sie hat auch 
festgelegt, wer sie in einem solchen Fall 
rechtlich vertritt und ihr Vermögen ver­
waltet. Konkret hat sie festgehalten, dass 
ihr Lebenspartner Thomas – der zugleich 
der Vater von Max ist – diese Aufgaben 
übernehmen wird. Petra hätte im Vorsor­
geauftrag auch spezielle Ermächti­
gungen an weitere Personen erteilen 
können, beispielsweise für komplexe 
Rechtsgeschäfte wie Erbschaften, 
Liegenschaften oder Hypotheken. 

Ohne Fremdbestimmung  
durch unbekannte Dritte

Ihren Vorsorgeauftrag hat Petra hand­
schriftlich verfasst. Sie hätte ihn auch  
öffentlich beurkunden lassen können, 
damit er gültig ist. Solange Petra urteils­
fähig ist, kann sie den Vorsorgeauftrag 
auch jederzeit wieder abändern oder  

widerrufen. Wenn eine Person urteils­
unfähig wird, die gesetzlichen Vertre­
tungsrechte nicht ausreichen und kein 
Vorsorgeauftrag vorhanden ist, ordnet 
die Kindes- und Erwachsenenschutzbe­
hörde (Kesb) eine Beistandschaft an. 
Dieser Beistand vertritt die urteilsunfä­
hige Person und trifft die Entscheidun­
gen für sie. 

Petras Vorsorgeauftrag verhindert 
also nicht nur eine Beistandschaft, er 
entlastet auch ihre Angehörigen. Ihre 
Bezugspersonen wissen dank dem Vor­
sorgeauftrag genau, welche Entschei­
dungen sie im Sinne von Petra treffen 
sollen. Petra als junge Mutter im Konku­
binat ist nur ein Beispiel. Eine Urteils­
unfähigkeit kann alle unerwartet tref­
fen: Ob Student, Unternehmerin, allein­
stehend, mit oder ohne Familie oder 
bereits pensioniert – ein Vorsorgeauftrag 
ist in jedem Alter und in jeder Lebens­
lage sinnvoll. 

* Daniela Tschol, 
MLaw Rechtsanwältin, 
ist als Leiterin Erbrecht 
bei der Luzerner Kan-
tonalbank tätig.

Vorsorgeauftrag online  
konfigurieren

Die Luzerner Kantonalbank bietet auf 
ihrer Website einen Konfigurator an, mit 
dem sich eine auf die individuellen 
Bedürfnisse zugeschnittene Vorlage für 
einen Vorsorgeauftrag erstellen lässt. 
Mit einem Vorsorgeauftrag kann der Auf-
traggeber eine oder mehrere Personen 
dazu ermächtigen, für den Fall seiner 
Urteilsunfähigkeit die Sorge für seine 
Person und/oder das Vermögen zu über-
nehmen oder sie im Rechtsverkehr zu 
vertreten. Damit das Dokument Gültig-
keit erlangt, muss dieses entweder 
handschriftlich abgefasst sein oder öf-
fentlich beurkundet werden. 

www.lukb.ch/vorsorgeauftrag
 

Kleines Instrument mit grosser Wirkung: Mit einem Vorsorgeauftrag kann man seinen Nächsten viel zusätzlichen Aufwand ersparen. � Bild: Andrey Popov/Getty

ANZEIGE

Persönlich für Sie da.
Berufliche Vorsorge ist unabdingbar. Allerdings braucht es Hilfe,
um sich im Labyrinth des Vorsorgewesens zurechtzufinden. Da kommen
die erfahrenen Mitarbeitenden der PKG Pensionskasse wie gerufen.

www.pkg.ch



Mit Weitsicht anlegen:
unsere LUKB Expert-Fonds.
LUKB Expert-Fonds nehmen bei unabhängigen Ratingagenturen
regelmässig Spitzenplätze ein. Unsere Fondsleitung hat 2019 als
beste Asset-Managerin für «Mixed Assets» den begehrten Lipper
Fund Award gewonnen. Lassen Sie sich jetzt zu unseren Expert-
Fonds beraten. lukb.ch/anlegen

* Auf alle LUKB Expert-Fonds vom 11.3. bis 31.5.19, Mindestkommission CHF 40.–.

Jetzt 50%
auf Ausgabe-
kommission.*
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